
Bundessozialgcricht

Az„: 2 RU 42/67
I m N a m e n d e s

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

Verkündet

V o l k e s

am 390 Mai 1969 ' Klägerin und Revisionsklägcrin9

chwObcrsckrctär
Prozeßbevollmächtigtcr: ° ° ° „'

bcigeladen; o „ o o „ „ ° ° „ „

Der 20 Senat des Bundessozialgerichts hat auf

mündliche Verhandlung vom 300 Mai 1969 durch

Senatspräsident B r a c k m a n n
— Vorsitzender —,

Bundesrichter Dro B a r e s e l

Bundesrichter
_

H u n g e r ,
Bundessozialrichter N o t t b o h m

rBundessozialrichter M ü l l e

für Recht erkannt;

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

die

und

und

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 60

Dezember 1966 wird zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten des Revisionsvcrfahrens

sind nicht zu erstatteno
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Die Klägerin begehrt Hinterbliebenenrente gemäß 5 594 der

Reichsversicherungsordnung (in der vor dem 10 Juli 1965

geltenden Fassung — RVO aF) nach ihrem Ehemann G1

H IIIi£„(H„)‚ der seit August 1945 vermißt wirdc Ho hatte

bis 1956 eine Möbelfabrik in Detmold betrieben9 danach war

er Vertretero Im Krieg war er bei der Wirtschaftsgruppe

“Holzverarbeitcnde Industrie" tätig und kehrte im Januar

1945 nach Detmold zurückc Dort bemühte sich Ho nach der
Besetzung, Treuhänder einer von den Engländern beschlag—

nahmten Möbelfabrik zu werdeno Ferner mietete er im Juli

1945 einen Raum‚ in dem er für sich oder seine drei Söhne

eine Schreinerei oder eine Möbelfabrikation aufzuziehen ge—
dachte° Anfang August 1945 fuhr H° mit seinem PKW von

Detmold aus in die französische Besatzungszoneo Ihn be—

gleitete der frühere Kantinenpächt@r STItI£IZ"(SG)O Fahrt—

ziel war das Gebiet Mosel/Eifel, wo So die Besorgung von

Wein‚ Ho die Besorgung von Holz vorhatteo Beide Wagenin=

sassen besaßen die erforderlichen Dokumente von der briti—

schen Militärverwaltung in Detmold sowie größere Reichs—

markbeträgeo Sie kehrten nicht mehr zurück; Nachforschun—

gen nach ihrem Verbleib und dem des PKW waren ergebnislos;

es wurde lediglich vermutet? daß HD und So in das der fran—

zösischen Besatzungsmacht unterstehende Internierungslager

Idar—Oberstein gerieten und dort umkameno

Ein auf das Bundesversorgungsgesetz (BVG @@52; 58 iVm
@@19 5 AbSe 1 Buchsto d) gestützter Rentcnantrag der

Klägerin vom September 1958 hatte im Berufungsverfahren

Erfolg; das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein—Westfalen

verurteilte das Land Nordrhein—Westfalen‚ an die Klägerin

Hinterbliebenenrente vom 1° September 1958 an zu zahlen°

Ihren Rentenanspruch aus der Unfallversicherung (UV) machte

die Klägerin mit Schreiben vom 240 Februar 1959 bei der

Beklagten geltend° Diese lehnte den Anspruch mit Bescheid
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vom 10 Juli 1959 ab; Es sei unklar? ob H° die Fahrt in

die französische Besatzungszone zwecks unmittelbarer Vor—

bereitung der beabsichtigten Möbelfabrikation oder aber im

Auftrag der britischen Militärverwaltung unternommen habe;

ferner habe die Klägerin ihren Anspruch verspätet geltend

gemachte

Das Sozialgericht (SG) Detmold hat am 15° November 1961

die Beklagte verurteilt, der Klägerin die aus der Verschol—

lenhcit des HC — als dessen Todestag wurde im Urteil der

310 Dezember 1945 festgesetzt — erwachsenden gesetzlichen

Leistungen zu gewähreno

Im Verfahren über die Berufung der Beklagten hat das LSG

die Bundesausführungsbehörde für UV beigeladeno Durch

Urteil vom 60 Dezember 1966 hat das LSG die Klage abgewie—

sen; Zu Recht berufe sich die Beklagte darauf, daß die Klä—

gerin ihren Antrag vom 240 Februar 1959 auf Gewährung der

Verschollenheitsrente verspätet erhoben habe und der geltend

gemachte Kentenanspruch nicht offensichtlich begründet sei°

Die Ausschlußfrist des — hier noch maßgebenden — 5 1546 EVO

aF gelte auch für die "Landverschollenheits"rentenansprüche

nach @594 RVO aF; denn 5 1546 Abso 1 BVD aF erfasse alle
Ansprüche aus der gesetzlichen UV9 soweit nicht die nach—

folgenden Vorschriften — 55 1546 Abso 2, @ 1548 EVO aF — ab—

weichende Regelungen enthielteno Ob in dem hier zu entschei—

denden Fall die Zweijahresfrist sich nach Abs[) 1 oder -
analog — nach Abso 2 des 9 1546 RVO aF bestimme9 könne offen—

bleiben9 weil zur Zeit der erstmaligen An3pruchsanmeldung

im Februar 1959 beide Fristen —
auch unter Beachtung des

Kriegsfristengesetzes v0m 150 November 1952 (BGBl I 752) —
längst abgelaufen gewesen seien„ Aus den Erkundungen9 wel—

che die Klägerin bereits 1945/46 angestellt habe‚ und den

ihr hierauf erteilten Informationen sei zu folgern9 daß es
der klägerin angesichts der Normalisierung der politischen

Verhältnisse zwischen der Bundesrepublik und den westeuro-

päischen Staaten — spätestens bis Mitte der fünfziger Jahre —
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klar sein mußte, Ho werde auf keinen Fall mehr von den

Besatzungsmächten festgehalten und mit seinem Ableben sei

zu rechnen° Die Frist sei auch nicht auf Grund des

@ 1547 Abso 1 Nr„ 2 oder des @ 1549 RVO aF gewahrto Das
Vorbringen der Klägerin? sie habe seit dem Verschollcnsein

ihres Ehemannss ergebnislos bei den verschiedensten Dienst—

stellen‚ selbst beim Amtsgericht in Detmold‚ um Beratung

nachgesuchtp rechtfertige nicht die Annahme9 daß sie

durch außerhalb ihres Willens liegende Verhältnisse an

der Anspruchsanmeldung verhindert worden sei, vielmehr

wäre sie durchaus imstande gewesen‚ sich an eine Berufs—

genossenschaft oder an das Versicherungsamt der Stadt
_

Detmold zu wenden°

Den Einwand der Fristversäumnis habe die Beklagte nicht

mißbräuchlich erhoben; denn er beruhe nicht auf sachfrem—

den Erwägungen, und der Hinterbliebenenrentenanspruch

sei nicht offensichtlich begründet (BSG 10, 88)0 Weder die

Ermittlungen der Beklagten noch die gerichtlichen Beweis—

aufnahmen hätten ergeben, daß Ho eine Schreinerei oder

Möbelfabrikation betrieben habe° Es stehe nicht außer

Zweifel9 daß in dem gemieteten Werkstattraum bereits vor

Fahrtantritt gearbeitet worden sei oder doch hätte ge—

arbeitet werden können‚ wenn Holz vorhanden gewesen wäre0

Unklar sei auch? welchem Zweck die Reise überhaupt oder

vorwiegend dienen sollteo Die verspätete Anspruchsanmel—

dung sei kausal für die mangelnde Aufklärungsmöglichkeit

entscheidungserheblicher Frageno Das Vermißtenschicksal

allerdings hatte auch die Beklagte wahrscheinlich nicht

aufklären können9 wohl aber wäre es ihr bei alsbaldiger

Anspruchsanmeldung durchaus möglich gewesen? den Stand

der Ausrüstung des gemieteten Werkstattraums und das Ver"

hältnis von H0 und S° zur britischen Nilitärverwaltung

klarzustelleno Die außergewöhnlichen Bemühungen der Lili—

tärverwaltung um die Auffindung der beiden vermißten

Deutschen sprächen dafür9 daß die britische Besatzungsmacht
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an der Fahrt in gewisser Weise interessiert gewesen sei„

Gegen das am 190 Januar 1967 zugestellte Urteil hat die

Klägerin am 170 Februar 1967 Revision eingelegt und sie

am 150 März 1967 folgendermaßen begründet; Das LSG habe

zu Unrecht den 5 1546 RVO aF auf den hier zu entscheiden—

den Sachverhalt angewandte Die Tatbestandsmerkmale des

Unfalls (Abso 1) wie auch des Schiffsuntergangs (Abso 2)

ermöglichten es‚ den Zeitpunkt des Todes einigermaßen

genau zu fixieren; dagegen könne bei dem auf einer Land—

reise versehollenen HO der Todeszeitpunkt auch nicht an—
nähernd bestimmt werden; es sei sehr gut möglich, daß er

noch Jahre nach seiner vermuteten Festnahme gelebt habe

und nur gehindert werden sei‚ Lebenszeichen von sich zu

gebeno Deshalb habe die Klägerin auch jahrelang keine

Hinterbliebencnrente beantragt, weil sie auf einen Erfolg

ihrer intensiven Nachforschungen über den Verbleib ihres

Ehemannes hoffteo Eine Ausschlußfrist habe somit mangels

eines fixierbaren Anfangstermins nicht zu laufen begonnene

Selbst wenn aber 5 1546 RVO aF anwendbar wäre? sei jeden—
falls der hierauf bezogene Einwand der Beklagten mißbräuch—

lieh° Die Vorschrift solle keinesfalls dazu dienen? die

Verfolgung sachlich berechtigter Ansprüche zu erschweren

(RVA—Erlaß vom 280901928, AN 1928, 530; Rundschreiben
vom 5007°1941‚ AN 19419 311)o Das LSG habe nicht geprüft,
ob die Beklagte ihr Ermessen fehlerfrei ausgeübt habe; es
hätte hierbei beachten müssen? daß der Gesetzgeber durch

U 1546 RVG in der Fassung des Unfallversicherungs—Neurege-
lungsgesetzes (UVNG) vom 300 April 1965 zum Ausdruck ge-
bracht habe‚ die bisherige Bestimmung der Ausschlußfrist„

sei grob unbilligo

Die Klägerin beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

nach ihren erstinstanzlichen Anträgen zu
entscheideno
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Die Beklagte beantragt

Zurückweisung der Revisiono

Sie pflichtet dem angefochtenen Urteil bei und meint,

@ 1546 RVO aF habe in bezug auf den Entsehädigungstat—
bestand der Landverschollenheit eine Gesetzeslücke ent—

halten‚ welche durch analoge Anwendung des @ 1546 Abs° 2

RVO aF auszufüllen sei; dies rechtfertige sich auch da—

durch‚ daß nach dem UVNG die See— und die Landversehollen—

heit in einer Vorschrift (@ 597 EVO) zusammengefaßt seio

Die Beigeladene beantragt ZurüCkweisung der Revision„

II

Die vom LSG gemo @ 162 Abs„ 1 Nr„ 1 des Sozialgerichts—

gesetzes (SGG) zugelassene Revision der Klägerin ist
unbegründet°

Der Zulässigkeit der von der Beklagten eingelegten Beru—

fung stand 9 145 Nr° 1 SGG nicht entgegen‚ denn im ersten
Rechtszuge hatte das SG dem Rentenantrag stattgegeben9

ihn also nicht wegen Fristversäumnis abgelehnt (vglo

SOZRNro 11 und 16 zu @ 145 SGG)O„

Das LSG ist zutreffend davon ausgegangen? daß die Folgen

der verspäteten Anspruchsanmeldung im vorliegenden Fall

noch nach dem bis zum 300 Juni 1963 geltenden Recht zu

beurteilen sindo @ 1546 RVG idF des UVNG vom 300 April
1965 (BGBl I? 241) gehört nicht zu den Vorschriften, die

auch für vor dem 10 Juli 1963 eingetretene Arbeitsunfälle

gelten (vglo Arte 4 @ 2 Abs„ 1 UVNG)O Mit Recht hat dem—

nach das LSG geprüft, ob der von der Klägerin geltend ge—
machte Anspruoh durch @ 1546 RVG aD ausgeschlossen ist°

Die Klägerin leitet ihren Anspruch auf Gewährung der Hint«r—

bliebenenrente aus der Verschollenheit ihres Dhemannes hero

_7_
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Dieser Tatbestand hatte in der See-UV schon seit dem

Gesetz betreffend die UV der Seeleute und anderer bei

der Seefahrt beteiligter Personen vom 150 Uuli 1887‚

dessen Regelung in die @@1099, 1100 RVO aF übernommen

wurde? eine Grundlage für Entschädigungsansprüche gebil—

det (vglo zur Rechtsentwicklung Moesle/Rabeling, Komm°

zum 30 Buch der BVG, 30 Auflo Anmo 2 zu 5 1099)„ Im
sonstigen Bereich der UV gab es eine entsprechende Vor——

schrift bis Ende1941nicht„ Demgemäßhatte 5 1546RVÖ
aF in Abs(} 2 auch nur für "die Hinterbliebenen eines Ver—

sicherten‚ der auf einem untergegangenen oder verseholle-

nen Schiff gefahren ist"9 die Berechnung der Frist zur

Anspruchsanmeldung besonders ? und zwar zu Gunsten dieser

Hinterbliebenen von Abso 1 abweichend (vglo Moesle/Rabe—

ling aaO Anne 4; Lehmann, Kommozum 50/60 Buch der BVG,
4° Aufl° Anmo 8 zu 5 1546) — geregelto Andere Verschol-
lenheitstatbestände waren in der UV erst zu berücksichti—

gen‚ nachdem die Erste Verordnung vom 200 August 1942 zur

Durchführung und Ergänzung des 60 Gesetzes über Änderungen

in der UV (BGBl I 532) durch @ 1 Nr° 5 mit Wirkung vom
10 Januar 1942 an den 5 594 in die RVG aF eingefügt hatteo
Durch.diese Vorschrift wollte man vor allem die Gewährung

von Hinterbliebenenrenten an die Angehörigen von im Ost—

einsatz vermißten Versicherten erleichtern (vglo Kilian
,

RABl 1942 V 460); sie kam praktisch — da sie ja Ansprüche

aus der gesetzlichen UV regelte — weniger für die Fälle

echter Kriegsverschollenheit im Sinne des @ 4 Verschollen—

heitsgesetzes vom 40 Juli 1959 (BGBl I 1186 - VerschG -)
als vielmehr für die Fälle der Gefahrverschollenheit (% 7

VerschG) in Betracht„ Das Gesetz vom 15° Januar 1951 zur
Änderung von Vorschriften des Versch011enh@itsrechts
(BGBl I, 59) hat dann jedoch in Art„ 2 @ 1 den besonderen

Begriff einer Kriegsverschollenheit (im weiteren Sinn) ein—
geführt? der — anstelle der allgemeinen Vorschriften des

VerschG - den hier vorliegenden Sachverhalt kennzeichneta

@ 594 EVO aF trat nun am 10 Januar 1942 in Kraft‚ ohne daß

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


gleichzeitig die Vorschrift des 5 1546 EVO aF diesem

Entschädigungstatbestand angepaßt wurdeo Hieraus kann

indessen nicht gefolgert werden? daß in den von £ 594 EVO

aD erfaßten Fällen eine Ausschlußfrist für die Anmeldung

der Entschädigungsansprüche nicht gelten sollteo Die

Erwägungen, mit denen die Revision eine Wesensverschie—

denheit zwischen der Versehollenheit auf See und den übri—

gen Verschollenheitstatbeständen darzulegen sucht, überzeu—

gen nicht° Der Todeszeitpunkt läßt sich bei jeder Art von
Verschollenheiä zumeist nicht genau fixiereno Nach Meinung

des Senats erscheint es angesichts der oft schwierig aufzu—

klärenden Umstände, unter denen Versicherte im Zusammenhang

mit ihrer Beschäftigung — sei es zu Land oder zu Wasser —
in Verschollenheit geraten können, unerläßlich‚ eine frist—

gebundene Anspruchsanmeldung bei sämtlichen Arten der Ver—

schollenheit zu forderng Eine lediglich aus dem Wortlaut

des @ 1546 Abso 2 EVO aF ableitbare Differenzierung wäre
nach Auffassung des Senats sinnwidrig°

Die Gerichte sind somit bei 5 1546 iVm @ 594 RVO aD zu
einer ergänzenden Gesetzesauslegung berufen (vglo Brackmann,

Handbuch der Sozialversicherung‚ 69 Auflo so 190 p VIII
mit weiteren Nachweisen)o Sie führt dazu‚ daß @ 1546 Abs()

2 RVO aF auf den hier zu entscheidenden Sachverhalt ent—

sprechend anzuwenden ist° Daß die Anpassung des 5 1546 EVO
aF im Jahre 1942 nicht bewußt unterblieben war‚ sondern

vielmehr der typische Fall einer Gesetzeslücke vorliegt,

zeigt sich nach Ansicht des Senats auch daran9 daß bei der

Schaffung des UVNG der Gesetzgeber es abermals versäumt

hat9 den Wortlaut des 5 1546 vollständig zu novellieren;

@ 1546 Abso 2 RVO in der seit dem 10 Juli 1965 geltenden

Fassung verweist nämlich immer noch auf @ 10999 obwohl

an die Stelle dieser Vorschrift —wie auch des @ 594 EVO aFw
nunmehr der @ 597 EVO getreten ist, der die versicherunge—

rechtlichen Folgen der Verschollenheit gemeinsam für die

Allgemeine‚ die Landwirtschaftliche und die See—UV regelto
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Der Auffassung des LSG, daß 5 1546 RVO aF dem Klagbegehren

entgegensteht, ist beizupflichteno Die Frist für die An-

spruchsanmeldung , die bei sinngemäßer Anwendung des © 1546

Abs, 2 EVO aF 5 Jahre seit dem Verschwinden des Ho im Herbst

1945 betrug, war im Februar 1959, als sich die Klägerin an
die Beklagte wandte, längst abgelaufen° Das Kriegsfristen—

gesetz vom 13„ November1952 (BGBl I 757) hatte hierauf
keinen Einfluß, Zutreffend hat das LSG auch dargelegt, daß

die Voraussetzungen des 5 1547 Abso 1 Nr, 2 BVG aF nicht ge—

geben sind; die Revision hat hiergegen nichts vorgetragen,

was besondere Ausführungen veranlassen könnte,

Soveit die Revision schliedlich Erwägungen der Billigkeit

anführt, muß zunächst beachtet werden, daß der Gesetzgeber

die vor dem 10 Juli 1963 geltende Regelung nicht als eine

so grobe Unbilligkeit gegen die Anspruchsberechtigten erach—

tet hat, daß er dem 5 1546 EVO nF Rückwirkung für vor dem
10 Juli 1963 eingetretene Arbeitsunfälle verlieh, Im übri—

gen waren die von der Revision vorgetragenen Erwägungen auch

schon weitgehend berücksichtigt werden durch die Rechtspre—

chung, nach der die Geltendmachung der Fristversäumnis einen

Rechtsmißbraueh bedeutete, wenn der verspätet angemeldete

AnSpruch sich als offensichtlich berechtigt erwies (vglo BSG

10, 88, 91), '

Das LSG hat den Klaganspruch auch unter Heranziehung dieser

Rechtsprechung geprüft, wobei es nach Lage des Falles nicht

darauf ankommt, ob die Fristversäumnis nur auf den Einwand

des Versicherungsträgers (so BSG aaO) oder aber von Amts

wegen (so BSG 14, 246) zu beachten waro Die Auffassung des
LSG, der von der Klägerin geltend gemachte Hinterbliebenen—

rentenanspruch sei nicht offensichtlich berechtigt, unter-

liegt keinen Bedenken° Anhaltspunkte dafür, daß H, die Fahrt,

auf der er verschollen ist, im Interesse eines bei der Be—

klagten versicherten Unternehmens — oder auch nur zwecks als—

baldiger Eröffnung eines solchen Unternehmens — ausgeführt

haben könnte, sind trotz eingehender Ermittlungen auch noch

..’]o„
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im Berufungsverfehren nicht mit solcher Deutlichkeit zu Tage

getreten, daß das LSG von der Begründetheit des Klagbegeh—

rens überzeugt sein mußteo Dies ist vor allem darauf zu—

rückzuführen, daß nach so langer Zeit Mitglieder der 1945/

46 in Detmold stationierten britischen Militärverwaltunga
die über den Zweck der von Ho und‘So angetretenen Fahrt

hätten Auskunft geben können9 nicht mehr auffindbar gewesen

sindo Durch eine frühere Anspruchsanmeldung wäre wahrscheinw

lich dieser der Klägerin nachteilige Umstand vermieden

werden°
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